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Starke Regionen für ein starkes Europa

Der LA möge beschließen:

1. Präambel

Angesichts der fortschreitenden Europäisierung stellt sich mehr denn je die Frage, ob die vorhandenen Verwaltungsstrukturen heute noch zeitgemäß sind. Neben der steigenden finanziellen Belastung der Kommunen schwinden deren Handlungsspielräume durch das ineffiziente und schwer durchschaubare Verwaltungsgewirr. Aus diesem Grund fordern wir eine umfassende Reform der unteren Verwaltungseinheiten. Ihr Ziel ist, die Strukturen zu harmonisieren und die Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Instanzen zu verbessern. Entscheidungen sollen dort getroffen werden, wo sie auch Wirkung zeigen. Dadurch gewinnen nicht nur die Kommunen Luft zum Atmen zurück, Politik wird auch für die Menschen wieder greifbarer.

Langfristiges Ziel ist die Abschaffung der Landkreise und Regierungspräsidien sowie deren Ersetzung durch Regionen als angemessenere Verwaltungseinheiten.

Schon die LDK 2000 in Stutensee forderte eine Regionalisierung und legte somit den Grundstein für eine innerparteiliche Debatte, die mit den jüngsten Beschlüssen der SPD Landtagsfraktion noch lange nicht abgeschlossen ist.

Die bestehenden Regionalisierungskonzepte beschränken sich jedoch bislang auf das jeweils betroffene Bundesland. Wir sind der Überzeugung, dass diese Art der Regionalisierung langfristig nicht den von uns gewünschten Effekt eines noch stärker zusammenwachsenden Europas herbeiführt. Sie darf nicht an Grenzen Halt machen. Um Kleinstaaterei einzudämmen, muss Regionalisierung bundesweit, über Ländergrenzen hinweg und langfristig europaweit angestrebt werden. 

2. Aufbau der Regionen

2.1 Nötige Voraussetzungen zur Regionalisierung

Damit Landes- und Bundesgrenzen der Bildung von Regionen nicht im Wege stehen, fordern wir zum einen eine institutionalisierte Zusammenarbeit der Bundesländer und zum anderen bi- bzw. multilaterale Staatsverträge zwischen den einzelnen Nationalstaaten.

2.2 Entstehung der Regionen

In Anlehnung an das Hannoveraner Modell der Regionalisierung fordern wir eine Bildung der Region „von unten“. Regionen sollen sich aus natürlich entwickelten Räumen ergeben und die Initiative soll von den betroffenen Gebietskörperschaften selbst ausgehen. Haben diese die Gründung beschlossen, so geht eine Bewerbung an die/das zuständige(n) Landesparlament(e). Diese befinden über die Genehmigung der Region, die auch mit gewissen Bedingungen (insbesondere bei Grenzziehung) verknüpft sein kann. In einem Gründungsvertrag wird ein erster, grundlegender Status der Region hinsichtlich ihrer Grenzen und Kompetenzen festgelegt.

Schrittweise sollen die Kompetenzen der Kommunen, der Kreise und der Regierungspräsidien neu geordnet werden. Am Ende steht der vollständige Wegfall der Kreise und der Regierungspräsidien zugunsten der Regionen.

Die einzelnen Schritte zur Kompetenzübertragung werden im Gründungsvertrag der Region in Verbindung mit einem groben Zeitplan festgelegt.

2.3 Zuständigkeiten

Die Neuverteilung der Kompetenzen hat sich strikt an den Prinzipien von Subsidiarität und Bürgernähe zu orientieren.

Wir Jusos bekennen uns zu einer Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung. Ziel muss es sein, dass am Ende des Regionalisierungsprozesses alle Verwaltungskontakte der Bürgerschaft in den örtlichen Verwaltungsstellen erfolgen können.

Die Regionen erhalten u.a. die bisherigen Landkreiskompetenzen für Jugend- und Sozialhilfe, Krankenhäuser, Berufsschulen, ÖPNV und Abfallwirtschaft. Hinzukommen naturgemäß die Zuständigkeiten der Regionalverbände wie z.B. die Erstellung des Regionalentwicklungsplans. Darüber hinaus können im Verlauf der Regionalisierung auch bisherige Landeskompetenzen auf die Regionen übertragen werden.

2.4 Aufbau der Regionen

Im Zuge der Einführung der Regionen wird auch ein entsprechendes, direkt gewähltes Regionalparlament eingeführt. Ebenfalls direkt gewählt wird der/die RegionalpräsidentIn. Am Ende des Prozesses steht ein Art Regionalregierung mit Dezernenten-Struktur. Klare Verantwortliche für einzelnen Politikfelder schaffen mehr Transparenz als der bisherige Verwaltungsapparat.


2.5 Finanzgrundlage

Die bisherige Kreisumlage wird als Finanzierungsinstrument für die

Regionen beibehalten. Darüber hinaus sollen die Regionen eigene

Heberechte, beispielsweise im Bereich der Einkommens- und

Gewerbesteuer. Davon unberührt bleiben die entsprechenden

Heberechte der Kommunen. Dies fördert den Wettbewerb zwischen den Regionen und stärkt die politische Wahrnehmung dieser Staatsebene im Bewusstsein der Bevölkerung.

Besonders in einem Land wie Baden-Württemberg mit sehr unterschiedlichen Strukturen bleibt allerdings ein gewisses Maß an Finanzausgleich unerlässlich. Dieser soll aber so eingerichtet sein, dass Wettbewerbsvorteile einer Region nicht komplett eingeebnet werden.

2.6 Fortschreiten der Regionalisierung

Um Regionalisierung möglichst sinnvoll an die Bedürfnisse und Möglichkeiten jeder einzelnen Region anzupassen, erfolgt die Kompetenzzuweisung an die Regionen aufgrund periodischer Evaluationen durch statistische Landesämter anhand im Gründungsvertrag festgelegter Kriterien. Auf dieser Grundlage entscheidet/n der/die Landtag/e über eine etwaige Weiterentwicklung. Die Aberkennung eines Moduls bei nicht zufriedenstellenden Entwicklungstendenzen erfolgt nicht. Dies wäre einer langfristigen, positiven Entwicklung nicht zuträglich.

Dieses Vorgehen soll zum einen einer „Besitzstandswahrungspolitik“ anderer Körperschaften gegenüber starken Regionen vorbeugen, zum anderen eine Überforderung schwächer strukturierter Regionen durch zu umfassende Zuständigkeiten verhindern. 

3. Regionen in Europa

Das Konzept der Regionen kann und soll nicht allein auf den nationalstaatlichen Kontext beschränkt sein. Um den Grundstein zu einer zwischenstaatlichen regionalen Zusammenarbeit zu legen und den Rahmen der Regionalisierung zu schaffen, sollen bilaterale Staatsverträge zwischen den betroffenen Nationalstaaten geschlossen werden. Ob der besonderen Hemmnisse in transnationalen Regionen (Sprache, Verwaltungsstruktur etc.) kann das vorgeschlagene Konzept nicht 1:1 übernommen werden. Das erste Ziel muss die Intensivierung von sprachlichem und kulturellen Austausch in entsprechenden regionalen Programmen sein. Die so gebildete Basis ermöglicht die sinnvolle Feststellung, welche Kompetenzen in der weiteren Entwicklung von der Region übernommen werden können.

Seitens der EU sind in dieser Art verfasste Regionen durch Fördermittel intensiviert zu unterstützen. Langfristig ist ein einheitlicher Regionenbegriff in der EU anzustreben, der sich auch in deren politischen Mitwirkungsrechten im Rahmen eines reformierten „Ausschusses der Regionen“ äußert . 

Begründung:

Erfolgt mündlich.
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